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BUNDESARBEITSGERICHT

7 AZR 598/02

19 Sa 37/01
Landesarbeitsgericht
Baden-Wiirttemberg

Im Namen des Volkes!

Verklindet am
2. Juli 2003
Schiege, Urkundsbeamter
der Geschéftsstelle
In Sachen

Klager, Berufungsklager und Revisionsklager,

PP.

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land,

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der miindlichen Verhand-

lung vom 2. Juli 2003 durch den VizZeprasidenten des Bundesarbeitsgerichts Dorner,

die Richterin am Bundesarbeitsgericht Grafl und den Richter am Bundesarbeitsgericht

Pods sowie die ehrenamtlichen Richter Prof. Dr. Zachert und Wilke fiir Recht erkannt:
1. Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Landesar-

beitsgerichts Baden-Wiirttemberg - Kammern Mannheim -
vom 13. Juni 2002 - 19 Sa 37/01 - aufgehoben.
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2. Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Entschei-
dung an das Landesarbeitsgericht zuriickverwiesen.

Tatbestand

Die Parteien streiten darlber, ob ihr Arbeitsverhaltnis auf Grund Befristung am
30. November 2000 geendet hat.

Der am 1. Juli 1943 geborene Klager ist Geologe und war vom 19, Dezember
1994 bis zum 30. November 2000 als Sachbearbeiter im Amt fir Landwirtschafts-,
Landschafts- und Bodenkultur B des beklagten Landes beschatftigt. Die Parteien hatten
fir die Zeit bis zum 30. November 1999 jeweils fUr ein Jahr befristete Arbeitsvertrage
abgeschlossen. Darin hatten sie vereinbart, daB die Einstellung des Klagers bzw. seine
Beschéftigung fir Arbeiten nach den §§91-96 AFG, §§97-99 AFG bzw.
§§ 217 - 224 SGB lli erfolge. Die Arbeitsverwaltung gewahrte dem beklagten Land mit
Bescheid vom 22. November 1999 einen EingliederungszuschuB fiir altere Arbeitneh-
mer fiir die Dauer vom 1. Dezember 1999 bis 30. November 2000 iHv. 20 % des be-
ricksichtigungsfahigen Arbeitsentgelts des Klagers. Auf diesen Zeitraum befristet ist
der letzte am 25. November 1999 abgeschlossene Arbeitsvertrag der Parteien.

Mit der am 21. Dezember 2000 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage hat
der Klager die Unwirksamkeit der Befristung geltend gemacht. Er hat die Auffassung
vertreten, der EingliederungszuschuB3 fir altere Arbeitnehmer rechtfertige die Befri-
stung des Arbeitsvertrags. nicht.

Der Klager hat beantragt,

1. festzustellen, daB das Arbeitsverhdlinis zwischen den
Parteien (ber den 30. November 2000 hinaus zu unver-
anderten Bedingungen fortbesteht,

2. das beklagte Land zu verurteilen, den Klager {ber den
Ablauf des 30. November 2000 weiterzubeschaftigen.

Das beklagte Land hat Klageabweisung beantragt und gemeint, bei dem Ein-
gliederungszuschuB fiir altere Arbeitnehmer handele es sich um einen Lohnkostenzu-
schuB, der ebenso wie eine ArbeitsbeschaffungsmaBnahme nach altem Recht die Be-
fristung des Arbeitsvertrags rechtfertige.
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Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat
die Berufung des Klagers zuriickgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Klager sein
urspriingliches Klageziel weiter. Das beklagte Land beantragt die Zurickweisung der
Revision.

Entscheidungsgrinde

Die Revision ist begriindet und fihrt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils
und Zurtickverweisung des Rechtsstreits an das Landesarbeitsgericht. Zu Unrecht hat
das Landesarbeitsgericht angenommen, die Befristung des letzten Arbeitsvertrags der
Parteien sei wirksam, weil der Klager im Rahmen der Gewahrung eines Eingliede-
rungszuschusses nach § 218 Abs. 1 Satz 3 SGB Il zugewiesen worden sei und die
Dauer der Zuweisung mit der Dauer der Befristung bereinstimme. Der Eingliede-
rungszuschuB fiir altere Arbeitnehmer nach § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il ist kein sachli-
cher Grund fiir die Befristung eines Arbeitsvertrags. Der Senat kann jedoch nicht ab-
schlieBend beurteilen, ob sich die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts aus ande-
ren Griinden als richtig darstellt (§ 561 ZPO). Die Befristung des letzten Arbeitsvertrags
der Parteien kann nach § 1 Abs. 1 BeschFG in der vom 1. Oktober 1996 bis zum
31. Dezember 2000 geltenden Fassung (BeschFG 1996) wirksam sein. Das hangt da-
von ab, ob die Parteien die Anwendbarkeit des § 1 Abs. 1 BeschFG 1996 abbedungen
haben. Die dazu erforderlichen Tatsachen hat das Landesarbeitsgericht bisher nicht
festgestellt.

l. Die Befristung des letzten Arbeitsvertrags der Parteien vom 25. November
1999, der allein der arbeitsgerichtlichen Befristungskontrolle unterliegt, ist nicht durch
einen sachlichen Grund gerechtfertigt. Der EingliederungszuschuB fiir dltere Arbeit-
nehmer nach § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il rechtfertigt die Befristung des Arbeitsvertrags
mit dem férderungsbedirftigen Arbeitnehmer nicht. Bei diesem ZuschuB handelt es
sich im Gegensatz zu dem LohnkostenzuschuB fiir altere Arbeitnehmer nach der bis
zum 31. Dezember 1997 geltenden Bestimmung in § 97 AFG nicht um eine MaBnahme
der Arbeitsbeschaffung.

1. Nach § 97 Abs. 1 Nr. 3 AFG konnte die Bundesanstalt fiir Arbeit Arbeitgebern
zu den Lohnkosten alterer Arbeitnehmer, die zusatzlich eingestellt und beschéaftigt
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wurden, Zuschiisse gewahren, um ihre Arbeitslosigkeit zu beheben. Nach der standi-
gen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts war die Befristung eines Arbeitsver-
trags ua. dann durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt und damit rechtswirksam,
wenn der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber im Rahmen einer ArbeitsbeschaffungsmaB-
nahme gemaB den §§ 91 ff. bzw. §§ 97 ff. AFG zugewiesen worden war und die Dauer
der Befristung mit der Dauer der Zuweisung Ubereinstimmte (BAG 12. Juni 1997
- 7 AZR 389/86 - BAGE 55, 338 = AP BGB § 620 Befristeter Arbeitsvertrag Nr. 114 =
EzA BGB § 620 Nr. 95, zu Il der Griinde mwN). Die §§ 91 ff. AFG dienten der zeitweili-
gen Schaffung zusatzlicher Arbeitsplétze und der Eréffnung voriibergehender Beschaf-
tigungsmaoglichkeiten fiir leistungsschwéchere Arbeitnehmer (BAG 11. Dezember 1991
-7AZR 170/91 - AP BGB § 620 Befristeter Arbeitsvertrag Nr. 145 = EzA BGB § 620
Nr. 111, zu Il 6 b aa der Griinde). Denn der Arbeitgeber nahm die Einstellung des ihm
von der Arbeitsverwaltung zugewiesenen Arbeitnehmers nur im Vertrauen auf die zeit-
lich begrenzte Forderungszusage vor, ohne die er entweder keinen oder einen lei-
stungsfahigeren Arbeitnehmer eingestellt hatte (BAG 15. Februar 1995 -7 AZR
680/94 - AP BGB § 620 Beffristeter Arbeitsvertrag Nr. 166 = EzA BGB § 620 Nr. 130, zu
Il 3 a der Griinde). Im Rahmen einer ArbeitsbeschaffungsmaBnahme konnte auch eine
befristete Einstellung zur Verrichtung von Daueraufgaben sachlich gerechtfertigt sein,
wenn der Arbeitgeber diese Daueraufgabe ohne die Zuweisung des Arbeitnehmers
nicht bzw. jedenfalls nicht sofort hatte verrichten lassen, wenn er sie auf seine (brigen
Arbeitnehmer verteilt oder wenn er zu ihrer Verrichtung einen leistungsfahigeren Ar-
beitnehmer eingestellt hatte (BAG 12. Juni 1987 - 7 AZR 389/86 - aaO, zu Il 2 der
Griinde).

2. Der EingliederungszuschuB fiir altere Arbeitnehmer nach § 218 Abs. 1 Nr. 3
SGB Il stelit demgegentiber keine MaBnahme der Arbeitsbeschaffung dar. Das ergibt
eine Auslegung dieser Vorschrift.

a) Der Wortlaut des § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il enthalt keinen Hinweis darauf,
daB durch die Gewahrung eines Eingliederungszuschusses fiir ltere Arbeitnehmer
auch nur zeitweilig ein zusatzlicher Arbeitsplatz geschaffen und wenigstens voriiberge-
hend eine Beschaftigungsmaéglichkeit eréffnet wird. Vielmehr hangt die ZuschuBgewah-
rung gem. § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Iil nur von dem Alter des Arbeithehmers ab. Er muB
das 55. Lebensjahr vollendet haben, gem. § 421 f. SGB Ill zumindest aber das 50. Le-
bensjahr, wenn seine Férderung durch einen EingliederungszuschuB erstmals bis zum
31. Dezember 2006 begonnen wird. Ferner setzt die ZuschuBgewahrung gem. § 217
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SGB Il voraus, daB der altere Arbeitnehmer forderungsbedirftig ist, ohne den Zu-
schufB also nicht oder nicht dauerhaft in den Arbeitsmarkt eingegliedert werden koénnte.
Im Gegensatz zu den friiheren Regelungen in den §§ 91 ff. AFG kommt es auf die Art
des Arbeitsplatzes und der Beschaftigungsmoglichkeit fir den alteren Arbeitnehmer
nicht an.

b) Die systematische Stellung von § 218 SGB lll spricht gleichfalls dagegen, daB
es sich bei dem EingliederungszuschuBl fur altere Arbeitnehmer um eine Arbeitsbe-
schaffungsmaBnahme im bisherigen Sinn handelt. Der Gesetzgeber hat das dritte
Buch des Sozialgesetzbuches - Arbeitsférderung - in seinem vierten, funften und sech-
sten Kapitel nach Anspruchsberechtigten gegliedert. Wahrend der Eingliederungszu-
schuB fur altere Arbeitnehmer gem. § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB lll im fiinften Kapitel als
eine der Leistungen an Arbeitgeber zur Eingliederung von Arbeitnehmern behandelt
wird, ist die Férderung von ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen in den §§ 260 ff. SGB lli
im sechsten Kapitel als Leistung an Trager geregelt.

c) Dieses Auslegungsergebnis wird durch den Zweck des Gesetzes bestatigt.
Der Gesetzgeber hat den Sinn und das Ziel der Eingliederungszuschusse in § 217
SGB Il selbst normiert. Danach handelt es sich um Zuschiisse zu den Arbeitsentgel-
ten, die dem Arbeitgeber zum Ausgleich von Minderleistungen der forderungsbedurfti-
gen Arbeitnehmer gewahrt werden. Auch die Héhe und die Dauer der Férderung richtet
sich gem. § 219 SGB ill nach dem Umfang der Minderleistung eines Arbeitnehmers
und den jeweiligen Eingliederungserfordernissen. Auf diese Weise soll die volle Wett-
bewerbsfahigkeit des alteren Arbeitnehmers am Arbeitsmarkt und seine dauerhafte
Eingliederung in das Arbeitsleben gefordert werden. Dieser Zweck entspricht dem des
Einarbeitungszuschusses nach der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Regelung in
§ 49 AFG. Dieser ZuschuB sollte den Nachteil ausgleichen, den der Arbeitgeber da-
durch erleidet, daB der Arbeitnehmer wahrend der Einarbeitung nur eine Minderlei-
stung erbringt. Dementsprechend richteten sich die Dauer und die Hohe des Zuschus-
ses grundsétzlich nach dem Umfang der Minderleistung. Mit diesem Zweck des § 49
AFG lieB es sich nicht vereinbaren, bereits die Gewahrung des Einarbeitungszuschus-
ses selbst als sachlichen Grund flir eine Befristung anzusehen. Der Einsatz auf einem
Dauerarbeitsplatz, den der Arbeitgeber ohnehin besetzt hatte, stand der Gewéahrung
eines Einarbeitungszuschusses nicht entgegen. § 49 AFG hatte keinen zusétzlichen
Befristungsgrund geschaffen, sondern setzte eine arbeitsrechtlich wirksame Befristung
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voraus (BAG 11. Dezember 1991 - 7 AZR 170/91 - AP BGB § 620 Befristeter Arbeits-
vertrag Nr. 145 = EzA BGB § 620 Nr. 111, zu Il 6 ¢ der Grinde).

d) Dieser Auslegung des § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Il steht nicht entgegen, daf
der EingliederungszuschuB fiir altere Arbeitnehmer im Gegensatz zum Eingliederungs-
zuschuB3 bei Einarbeitung (§ 218 Abs. 1 Nr. 1 SGB Ill), bei erschwerter Vermittlung
(§ 218 Abs. 1 Nr. 2 SGB Ill) und fiir besonders betroffene schwerbehinderte Menschen
(§222 a SGB lll) nicht zuriickzuzahlen ist, wenn das Arbeitsverhalinis wahrend des
Forderungszeitraums oder innerhalb von 12 Monaten danach beendet wird. Entgegen
der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kann daraus nicht der SchluB gezogen wer-
den, mit dem EingliederungszuschuB solle auch kinftig nur eine voriibergehende Be-
schaftigung alterer Arbeitnehmer gefordert werden. Gerade der Verzicht auf eine
Nachbeschatftigungspflicht und auf die Riickforderung von Eingliederungszuschiissen
steht im Einklang mit dem in § 217 SGB lll geregelten Férderungszweck. Um die be-
sonders gegeniiber alteren Arbeitslosen bestehenden hohen, auch psychologisch be-
dingten Einstellungshiirden abzubauen, soll von einer Weiterbeschaftigungs- bzw.
Rickzahlungsverpflichtung fir diesen Personenkreis ganz abgesehen werden (BT-
Drucks. 14/873 S. 16). Dagegen geht der Gesetzgeber bei einer langeren Férderungs-
dauer auch bei alteren Arbeitnehmern von einer Leistungssteigerung aus. Nach § 222
Abs. 2 SGB Il isf der EingliederungszuschuB3 auch fir altere Arbeitnehmer nach der
Regelférderungsdauer und jeweils nach Ablauf von 12 Monaten um mindestens
10 Prozentpunkte zu vermindern.

il. Der Senat kann nicht abschlieBend beurteilen, ob sich die Entscheidung des
Landesarbeitsgerichts aus anderen Griinden als richtig darstellt (§ 561 ZPO). Die in
dem Arbeitsvertrag vom 25. November 1999 vereinbarte Befristung kann nach § 1
Abs. 1 BeschFG 1996 wirksam sein. Das hangt davon ab, ob die Parteien die An-
wendbarkeit des BeschFG 1996 vertraglich abbedungen haben.

1. Nach § 1 Abs. 1 BeschFG 1996 war die Befristung eines Arbeitsvertrags bis
zur Dauer von zwei Jahren zulassig. Diese Voraussetzungen lagen bei AbschluB des
Vertrags am 25. November 1999 objektiv vor. Die am 25. November 1999 vereinbarte
Befristung hat das AnschluBverbot des § 1 Abs. 3 BeschFG 1996 nicht verletzt. Denn
der vorangegangene Vertrag war weder unbefristet noch nach § 1 Abs. 1 oder Abs. 2
BeschFG 1996 befristet. Vielmehr handelte es sich um eine Befristung mit Sachgrund,
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an die sich eine sachgrundlose Befristung nach § 1 BeschFG 1996 anschlieBen konn-
te.

2. Die Anwendbarkeit von § 1 BeschFG 1996 setzt keine Vereinbarung der Par-
teien voraus, die Befristung auf das Beschaftigungsférderungsgesetz zu stitzen. Die
Vorschrift enthalt anders als etwa § 57 b Abs. 3 HRG kein Zitiergebot. Soweit daher
nicht tarifliche Vorschriften die Angabe des Rechtfertigungsgrundes erfordern, hangt
die Wirksarﬁkeit der Befristung nicht davon ab, ob der Rechtfertigungsgrund zum Ge-
genstand der vertraglichen Vereinbarung gemacht oder dem Arbeitnehmer bei Ver-
tragsschluB mitgeteilt wurde. Es reicht vielmehr aus, daB der Rechtfertigungsgrund bei
VertragsschiuB objektiv vorlag (BAG 5. Juni 2002 - 7 AZR 241/01 - AP BeschFG 1996
§ 1 Nr. 13 = EzA BGB § 620 Nr. 193, zu Il 1 a der Griinde).

3. Die im Verirag vom 25. November 1999 vereinbarte Befristung kénnte aber
deswegen unwirksam sein, weil die Parteien die Befristungsmoglichkeit nach § 1
Abs. 1 BeschFG 1996 vertraglich abbedungen haben. Das kann der Senat anhand der
vom Landesarbeitsgericht bislang festgestellten Tatsachen nicht abschlieBend beur-
teilen.

a) Den Parteien eines Arbeitsvertrags ist es unbenommen, eine Vereinbarung zu
treffen, durch welche § 1 Abs. 1 BeschFG 1996 als Rechtsgrundlage fir die verein-
barte Befristung ausgeschlossen wird. Eine derartige Abbedingung kann ausdriicklich,
aber auch konkludent erfolgen. An einen konkludenten AusschiuB der Anwendbarkeit
von § 1 Abs. 1 BeschFG 1996 ist vor allem dann zu denken, wenn der Arbeitnehmer
die Erklarung des Arbeitgebers dahin verstehen darf, daB die Befristung ausschlieBlich
auf einen bestimmten Sachgrund gestitzt werde und von dessen Bestand abhéngen
soll. Dabei sind die Umstadnde des Einzelfalls entscheidend. Die Benennung eines
Sachgrunds kann hierbei ein wesentliches Indiz darstellen. Allein reicht sie allerdings
nicht aus, um anzunehmen, die sachgrundlose Befristung solle damit ausgeschlossen
sein. Vieimehr missen noch zuséatzliche Umstande hinzutreten (BAG 5. Juni 2002
- 7AZR 241/01 - AP BeschFG 1996 § 1 Nr. 13 = EzA BGB § 620 Nr. 193, zu Il 1 b der
Griinde).

b) Das Landesarbeitsgericht hat keine Feststellungen dazu getroffen, ob die
Parteien die Anwendbarkeit von § 1 BeschFG 1996 vertraglich ausgeschlossen haben.
Dazu bedarf es einer Auslegung der vertraglichen Vereinbarung, die grundsatzlich den
Tatsacheninstanzen obliegt. Die vom Landesarbeitsgericht unterlassene Vertragsaus-
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legung kann der Senat nicht selbst vornehmen. Denn dazu miBten die erforderlichen
Tatsachen festgestellt und kein weiterer Sachvortrag der Parteien zu erwarten sein.
Bisher steht jedoch nur fest, daB in dem Arbeitsvertrag vom 25. November 1999 auf
§ 217, § 218 Abs. 1 Nr. 3 SGB Ill Bezug genommen und eine Einstellung des Klagers
als Angestellter, fir den ein EingliederungszuschuB fur altere Arbeitnehmer in der je-
weiligen Fassung gewahrt wird, vereinbart wurde. Weitere Umstande beim AbschluB
des Arbeitsvertrags am 25. November 1999, die fiir oder gegen eine Abbedingung der
Befristungsmoglichkeit nach § 1 BeschFG 1996 sprechen kénnten, hat das Landesar-
beitsgericht bisher nicht festgestellt. Es kann auch nicht davon ausgegangen werden,
daB die Parteien zu den Umsténden bei VertragsschluB nichts mehr vortragen wollen
und kdnnen. Denn das beklagte Land hat sich bereits in der Klageerwiderung auf eine
Wirksamkeit des von ihm damals noch als Einarbeitungs-Beschaftigungsverhaltnis
bezeichneten Arbeitsverhélinisses nach § 1 Abs. 1 BeschFG 1996 berufen. Diesen
Einwand hat der Klager bisher nur unter Hinweis auf die in den Arbeitsvertradgen aus-
driicklich bezeichneten Sachgriinde fiir die Befristung zuriickgewiesen.

Il Das Landesarbeitsgericht hat auch tber die Kosten der Revision zu entschei-
den.

Dorner Grafl Pods

U. Zachert Wilke

B JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

yoeu Yuequaje(J s[e puls Sun[uItIess[19)1) 19p 1], YNV SIOMUTE]

OYIN P eL8 §§

1ZInyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Im Namen des Volkes!


	URTEIL

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



